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Peiluge M Kr . 72 - er Karlsruher Zeitung .
Dienstag , 13. März 1800 .

- - - - , —— — —

Wadischer Landtag .

V. öffentliche Sitzung der Erste « Kammer
am Samstag , den 10 . März 1900 ,

unter dem Vorsitz des Durchlauchtigsten Präsidenten , Seiner
Großherzoglichen Hoheit dem Prinzen Karl von Baden .

(Ausführlicher Bericht.)
Am Regierungstisch : Staatsminister und Minister

der Justiz , des Kultus und Unterrichts Or . Nokk und
Geh . Oberregierungsrath Hübsch .

Der Durchlauchtigste Präsident eröffnete die
Sitzung um 10 Uhr mit folgender Ansprache : Seit der
letzten Sitzung habe das Hohe Haus einen schweren und !
tiefschmerzlichen Verlust erlitten durch den Tod des Geh . j
Raths Professors Or . G . Meyer von Heidelberg . Mit ^
diesem sei ein Mann geschieden , der von allen , die mit ;
ihm , sei es geschäftlich, sei es privater Weise zu thun ge¬
habt hätten , hoch geschätzt und geliebt worden sei . und .
eine Persönlichkeit , die auf allen den Gebieten , aus denen ;
Fragen zur Behandlung an das Hohe Haus herangetreten !
seien und noch herantreten ^ würden , schwer vermißt würde .

'
Viele der Mitglieder des Hohen Hauses seien in der Lage !
gewesen, dem Verschiedenen die letzten Freundschafts - und ^
Ehrendienste erweisen zu können . Daß nicht alle zu der
Beisetzung gekommen seien , habe theils in Erkrankung >
einiger Mitglieder , theils in anderen entschuldbaren Ver - !
hältnissen seinen Grund . Er wolle nicht versäumen , dem !
Hohen Hause mitzutheilen , daß die Witwe des Verstor - ^benen dem Präsidium ihren Dank für die herzliche Theil - !
nähme an dem sie betroffenen schweren Verluste ausgedrückt !
habe . Es entspräche einer Uebung des Hohen Hauses , j
daß in dem Fall , wo ein aktives Mitglied aus dem Leben !
geschieden sei , aus dem Hause selbst dem Verstorbenen ein !
Nachruf gewidmet werde , und da Herr Geh . Hofrath
Rümelin diesen Nachruf übernommen habe , ertheile
er diesem nunmehr das Wort .

Geh . Hofrath vr . Rümelin :
Durchlauchtigste , Hochgeehrteste Herren !

Seine Großherzogliche Hoheit hat schon die Gedanken
berührt , die uns heute bei Beginn der Sitzung alle er- !
füllen . Als wir das letzte Mal beisammen waren da
war Georg Meyer noch in unserer Mitte und nahm mit
gewohnter Frische und Energie an unseren Berathungen
Theil , seitdem haben wir ihn zur letzten Ruhestätte ge¬
leitet , und wir stehen noch Alle unter dem erschütternden
Eindruck des Verlustes , den wir erlitten haben . Es
dürfte wohl den Gefühlen sämmtlicher Anwesenden ent¬
sprechen, daß wir vor Beginn unserer heutigen Arbeit
dem Dahingegangenen einige Augenblicke der Erinnerung
weihen und so will ich , der ehrenvollen Aufforderung !
unseres Durchlauchtigsten Herrn Präsidenten folgend , es !
versuchen, die Verdienste Meyers in unserer Mitte etwas !
näher zu beleuchten und ihm so den schuldigen Zoll j
unseres Dankes zu entrichten .

Unsere Verfassung räumt den Universitäten das ehren¬
volle Recht ein , einen Vertreter in die Erste Kammer
zu entsenden , wohl mit aus dem Grund , daß der Ge¬
wählte häufig in der Lage sein werde , durch die Be¬
herrschung der von ihm vertretenen Wissenschaft zur
Lösung der legislatorischen Arbeit beitragen zu können . >
Und dies war wohl bisher bei keinem Universitätsver - §treter in dem Maß der Fall wie bei Georg Meyer . Als
Lehrer des Staatsrechts , des Verwaltungsrechts , des j
Kirchenrechts konnte er sich bei der Bearbeitung vieler ^
Vorlagen auf seinem speziellen Gebiet bewegen oder doch ^
stets zahlreiche und wichtige Beziehungen zu denselben ^
auffinden . Und auch die Art und Weise seiner wissen- '
schaftlichen Arbeit mußte ihn für unsere parlamentarische j
Thätigkeit besonders geeignet erscheinen lassen , denn feine -
Spezialität lag gerade darin , daß er das reiche, fast un - !
absehbare Material des öffentlichen Rechts der einzelnen !
deutschen Staaten in seine wissenschaftlichen Arbeiten ein- !
bezog und wenn er wohl als der beste Kenner dieses

'
Rechts bezeichnet werden konnte , so war er schon dadurch ^besonders legitimirt , an dem parlamentarischen Leben seiner
engeren Heimath theilzunehmen .

Und doch trat er uns nicht in erster Linie als Theo¬
retiker und Gelehrter entgegen . Bei unserem Zusammen¬
arbeiten standen vielmehr seine praktische Erfahrung und
Befähigung im Vordergrund . Und während auf wissen¬
schaftlichem Gebiet der Erfolg in erster Linie von der :
intellektuellen Begabung abhängt , wirkten bei seiner Par - !
lamentarischen Thätigkeit , Verstand , Charakter und Tem - !
perament zusammen , um ihn eine so hohe Stufe erreichen >
zu lassen . Die Klarheit seines Denkens und die vornehme ?
Ruhe , die er stets zu bewahren wußte , machten ihn zu
einem vorzüglichen Redner , dessen Redeweise besonders gut !
zu den sachlichen und ruhigen Debatten Paßten , die in ^
diesem Hohen Hause üblich sind , der aber zweifellos in l
erregter Redeschlacht ein gefährlicher Gegner gewesen !
wäre . I

Auf der Grundlage umfassender Kenntnisse und fest be- !
gründete ! politischer Anschauungen war es ihm leicht , in i
allen Fragen sich rasch und sicher zu entscheiden , auch in
unvorhergesehener Lage , wenn es nöthig war , sofort

Stellung zu nehmen
' und dabei mit unerschütterlicher

Ruhe und geübtem Blick das Richtige zu treffen . In
langjähriger Erfahrung hatte er gelernt , daß Erfolge der
parlamentarischen Arbeit oft nur durch Nachgeben und
Kompromisse möglich find , und mit sicherem Werthurtheil
wußte er zwischen Wichtigem und Unwichtigem zu unter¬
scheiden und mit ruhigem Abwägen die Chancen des par¬
lamentarischen Erfolges zu ermessen. Die Fragen schienen
sich ihm , abgesehen von ihrer sachlichen Bedeutung , stets
ganz von selbst unter dem Gesichtswinkel der parlamenta¬
rischen Durchführbarkeit darzustellen .

Obgleich Meyer zu den Führern einer politischen Partei
gehörte , hatte man doch bei der Verhandlung mit ihm
nicht das Gefühl , es mit einem ausgesprochenen Partei¬
mann zu thun zu haben . Und das kam wohl daher , daß
die Prinzipien und Anschauungen , die er vertrat , seiner
eigenen innersten Ueberzeugung entsprachen und nicht bloß
einem äußerlich angenommenen Parteiprogramm entstamm¬
ten . Trvtzlweitgehender Uebereinstimmung mit seiner Partei
schien er doch mehr über als unter dem Parteiprogramm
zu stehen.

Der letzte Grund seiner palamentarischen und politischen
Erfolge lag aber nicht bloß in der Festigkeit seiner poli¬
tischen Anschauungen , sondern auch rn dem Zutrauen , das
er zu denselben hatte . Sie erinnern sich , daß bei unserer
Finanzdebatte mehrfach der Gegensatz von Optimisten und
Pessimisten hervortrat und daß Meyer sich dabei stets
entschieden auf die Seite der Optimisten gestellt hat . Und
dieser Optimismus war kein äußerlich angenommener , der
etwa nur dazu dienen sollte, den Finanzminister zu Aus¬
gaben , die dem Redner besonders wichtig waren , zu er-
muthigen , sondern diese Zuversicht , die die nothwendige
Voraussetzung für alle größeren Erfolge bildet , durchdrang
seine ganze politische Thätigkeit . Ohne den Schatten eines
Zweifels vertraute er auf die Fortentwicklung der Macht
und Größe seines Vaterlandes , rechnete er mit dem Zu¬
nehmen unserer politischen, militärischen , finanziellen Kräfte
und Bedenken darüber , ob die deutsche Nation Wohl fähig
fein werde, die mit der zu erstrebenden Machtstellung zur
See verbundenen Kosten zu tragen , existirten für ihn nicht .
Er war fest davon überzeugt , daß die politischen Prin¬
zipien , die er vertrat , infolge der ihnen innewohnenden
Bedeutung stets einen entscheidenden Einfluß auf die Ge¬
schicke des deutschen Volkes ausüben werden .

Bei der ruhigen Sachlichkeit , mit der Meyer alles
beurtheilte , wird er auch über seine eigene Bedeutung
nicht im Unklaren gewesen sein . Und er konnte mit Ruhe
darauf rechnen, daß seine Leistungen für ihn sprachen und
daß er es nicht nöthig habe , sie erst noch in das richtige
Licht zu setzen. Jede Pose , jede Ueberhebung , jedes Her¬
vordrängen seiner eigenen Persönlichkeit lag ihm vollstän¬
dig fern . Mit ruhiger Freundlichkeit trat er jedem , auch
dem politischen Gegner gegenüber . Seine wohlwollende
Güte ist schon bei der Heidelberger Trauerfeier unter
Hinweis auf sein Verhalten den Kandidaten im Doktor¬
examen gegenüber erwähnt worden ; noch wichtigere Belege
für diese Eigenschaft bietet seine politische Thätigkeit . Im
politischen Leben läßt sich eine Beurtheilung von Persön¬
lichkeiten nicht umgehen und ich habe in vertraulichem
Gespräche viele derartige Urtheile von ihm gehört , aber
niemals scharfe oder unbillige , auch nicht über politische
Gegner . Nur da , wo er politische Charakterlosigkeit ver -
muthete oder annahm , daß die Stellungnahme durch
irgend welche Nebenrücksichten beeinflußt werde , konnte er
sich heftigerer Ausdrücke bedienen .

Meyer war ein glücklicher Mann . Glücklich ist ja
überhaupt die Generation zu nennen , die jetzt anfängt
alt zu werden , die schon vor der Neugestaltung Deutschlands
zu politischem Verständniß erwachsen war und die deshalb
den Werth und die Bedeutung der Umgestaltung voll empfin¬
den und würdigen konnten . Glücklich insbesondere die¬
jenigen , denen es vergönnt war , an der Errichtung des
Deutschen Reichs mit der Waffe oder der Feder mitzu¬
arbeiten . Und Meyer war es beschieden , seine geistigen
Kräfte sowohl in wissenschaftlicher Arbeit als in parla¬
mentarischer Thätigkeit dem neu gestalteten Vaterland ,
das er mit so stolzer Liebe umfaßte , zu widmen .

Meyer war in der Lage, die Güter , die uns das Leben
bietet , in reichem Maß zu genießen . Es war kein trüber
Gast auf der dunklen Erde . Es war ihm das Glück be-
schiedrn , lange Jahre an einer badischen Hochschule zuzu¬
bringen , daß er das gebührend gewürdigt hat , will ich
ihm allerdings nicht besonders zum Verdienst anrechnen ,
denn dazu , sich in unserer schönen engeren Heimath unter
der Regierung unseres Großherzogs wohl zu fühlen , ist
keine besondere Lebenskunst oder Lebensweisheit erforder¬
lich . Meyer wußte den Kreis seiner Interessen noch weit
über den Umfang seiner wissenschaftlichen und parlamen¬
tarischen Thätigkeit hinaus auszudehnen und so sein geisti¬
ges Leben zu einem außerordentlich vielseitigen und reichen
zu gestalten . Man konnte im Gespräch mit ihm anregen ,
was man wollte , immer konnte man auf verständnißvolles
Eingehen von seiner Seite rechnen. Und wie die übrigen
Güter des Lebens so ist ihm auch Anerkennung und
Freundschaft in reichem Maß zu Theil geworden , und
zwar Anerkennung nicht bloß von seinen Freunden und
Kollegen , sondern auch von seinen politischen Gegnern .

Meyer war auch glücklich in dem raschen Tod , der ihm
beschieden war . In der vollen Manneskraft , ohne im
Leben oder im Sterben schwere körperliche Leiden kennen
gelernt zu haben , ohne die Kräfte des Geistes oder des
Körpers schwinden oder abnehmen zu sehen, ist er dahin
gegangen . Den Zurückbleibenden wird es allerdings un¬
begreiflich erscheinen, daß wir gerade ihn verlieren mußten .
Denn er erschien uns ja immer als ein Bild des Lebens ,
des Lebensmuths und der Lebenskraft . Sein Geist schien
keine Abspannung , sein Körper keine Ermüdung zu kennen .
In der längsten Kammersitzung , in der längsten , auch in
der langweiligsten Kommisstonsberathung war bei ihm kein
Nachlassen der Aufmerksamkeit oder der Theilnahme zu
bemerken . bis zum Schluß war er stets bereit und be¬
fähigt , sich mit ungeminderter Frische und Schärfe des
Geistes an den Berathungen zu betheiligen . Seine Arbeits¬
kraft schien nie zu versagen und nie hat er die Ueber -
nahme einer Arbeit , die ihm angetragen war , abgelehnt .
Auch in unserem geselligen Verkehr war er stets von einer
Gesprächigkeit , Lebendigkeit und Liebenswürdigkeit , die
niemals abzunehmen schien , selbst wenn sich unser Zu¬
sammensein etwas lang ausdehnte . Und so wird fein
Bild in unserer Erinnerung fortleben , die breite unter¬
setzte Gestalt , ein Bild der Gesundheit und Kraft , die
von nicht gebleichtem und nicht gelichtetem Haar umrahm¬
ten Gesichtszüge , die Wohlwollen und zugleich Festigkeit
und Energie des Willens erkennen ließen , der lebendige
Blick , der die unablässige , rege Geistesthätigkeit verkündete .

Und wenn wir alle wohl in späteren Tagen mit Freu¬
den an unser Zusammensein , an unsere gemeinsame Arbeit ,
an all das Schöne und Erfreuliche zurückdenken, das uns
die Zugehörigkeit zur Ersten Kammer gewährt , so werden
unsere Gedanken auch gern bei dem schönen Lebensbild
verweilen , das nun in hoher Vollendung abgeschlossen vor
uns liegt .

"

Nachdem Redner geendet hatte , forderte der Durch¬
lauchtigste Präsident die Mitglieder des Hohen
Hauses auf , sich zum Zeichen ehrenden Andenkens an den
Verstorbenen von den Sitzen zu erheben. Dieser Auf¬
forderung wird nachgekommen und der Durchlauchtigste
Präsident stellt hierauf den Antrag , den Nachruf des
Herrn Geh . Hofraths vr . Rümelin in Druck zu legen
und unter die Mitglieder des Hohen Hauses zu vertheilen ,
ein Antrag , der debattelos und einstimmig angenommen
wurde .

Hierauf bringt der Durchlauchtigste Präsident
folgende neuen Einläufe zur Kenntniß des Hohen
Hauses :

Schreiben des Herrn Kommerzienrath Scipio mit
dem Gesuch um Bewillung eines Urlaubs von vier
Wochen . Nachdem dieses Gesuch sofort zur Besprechung
gebracht worden war , ertheilt das Hohe Haus dem Durch¬
lauchtigsten Präsidenten ohne Diskussion die Ermächtigung ,den nachgesuchten Urlaub sofort zu bewilligen .

Zuschrift des Ministers des Innern , womit die
Akten über die Ersatzwahl eines Abgeordneten der Landes¬
universität Heidelberg vorgelegt werden.

Mittheilung eines Promemoria des Erzbischöflichen
Ordinariats in Freiburg , die Unzulänglichkeit der Mittel
zur Heranbildung der Kandidaten des Geistlichen Standes
betreffend .

Mittheilungen des Präsidiums der Zweiten Kammer
über

1 . den angenommenen Gesetzentwurf, die Vervollstän-
ständigung des Staatsbahnnetzes betreffend,

2 . die Annahme des Gesetzentwurfs, die Versicherung
gegen Hagelschaden betreffend,

3 . die Wiederwahl des seitherigen ersten Vicepräsidenten
Abg . Lauck.

Sekretär Frhr . v . Rüdt verliest folgende Petitionen :
1 . Petition verschiedener Beamten und Angestellten in

Bühl , die Versetzung der Stadt Bühl in die zweite Orts¬
klasse des Wohnungsgeldtarifs betreffend.

2 . Petition der geschäftsführenden Kommission des
Städtetages der mittleren Städte Badens , die Reform
der direkten Steuer betreffend.

3 . Petition des Vorstandes des Oberbadischen Wein¬
bauvereins in Müllheim , sowie der landwirthschaftlichen
Bezirksvereine in Staufen und Bruchsal , die Aufhebung
des Weinaccises betreffend.

4 . Petition verschiedener Beamten und Angestellten in
Rastatt , die Aufnahme der Stadt Rastatt in die erste
Ortsklasse des Wohnungsgeldtarifs betreffend.

5 . Petition des Gemeinderaths von Dürrenbüchig , Amt
Breiten , die Errichtung einer Haltestelle auf der Kraichgau -
bahn betreffend .

6 . Petition des Stadtraths in Heidelberg , Namens der
Stadträthe der Städte der Städteordnung , die Aufhebung
des Pflastergeldes und die Ausscheidung der Landstraßen
betreffend .

Die Petitionen unter 1 , 4 , 6 werden der Petitions -
kommisfion , die unter 2 und 3 der Budgetkommission und
die unter 5 der Kommission für Eisenbahnen und Straßen
überwiesen .

Es wird nun zur Bildung der Wahlprüfungskommission
bezüglich der Ersatzwahl eines Abgeordneten der Univer¬
sität Heidelberg , als welcher Professor vr . Dietrich Schäfer



gewählt wurde, geschritten , zu welcher geschästsordnungs -
gemäß die sechs ältesten Mitglieder der Kammer unter
dem Borfitz des Durchlauchtigsten Präsidenten berufen
werden und die Sitzung zum Zweck der Vornahme der
Wahlprüfung durch die Kommission auf einige Zeit
unterbrochen, während dis Kommission sich zur Berathung
zurückzieht.

Nach dem Wiedereintritt der Kommission berichtet Ober-
landesgerichtspräfident a . D . Geh. Rath Or . Schneider
über die Wahl und stellt namens der Kommission den
Antrag ,

die Wahl für unbeanstandet zu erklären .
Der Antrag wurde debattelos und einstimmig ange¬

nommen.
Hierauf wurde von dem Durchlauchtigsten Prä¬

sidenten auf Grund des Z 69 der Verfassungsurkunde
die Beeidigung des neu gewählten Mitgliedes vor¬
genommen, indem er zunächst die Formel des Eides ver¬
las und hierauf der Neugewählte unter Aufhebung der
rechten Hand die Worte sprach : „ Ich schwöre es . So wahr
mir Gott helfe !

"
Sodann wurde in Punkt 2 der Tagesordnung : Be¬

rathung über den von der Zweiten Kammer eingebrachten
Gesetzesvorschlag : Einführung beziehungsweise Zulassung
von Orden und ordensähnlichen Kongregationen betreffend ,
eingetreten, und es erhielt das Wort als Berichterstatter

Oberlandesgerichtspräfident a . D . Geh. Rath vr .
Schneider : Die tiefempfundenen Worte , welche von
dem Durchlauchtigsten Präsidenten und Herrn Geh. Hof¬
rath vr . Rümelin dem Andenken des dahingeschiedenen
Mitgliedes , Herrn Geh . Rathes vr . Meyer , gewidmet
Worden, hätten gewiß in Aller Herzen einen sympathischen
Wiederhall gefunden . Sie zeugen ebenso sehr von der
hohen Verehrung für den Heimgegangenen , als von der
tiefen Trauer über den schmerzlichen Verlust , welchen das
Hohe Haus mit der Familie , der Universität Heidelberg ,
der Gelehrtenwelt und mit weiten Kreisen der Bevölkerung
erlitten habe.

Noch heute vor zwei Wochen habe vr . Meyer an
den Verhandlungen des Hohen Hauses mit gewohnter
Lebhaftigkeit theilgenommen. Als er damals in seiner
Rede Anlaß zu haben glaubte, für die Freiheit des aka¬
demischen Unterrichts einzutreten, da leuchtete aus seinem
sonst so milden Auge eine flammende Begeisterung und
dieses Bild habe sich Redners Gedächtnisse unauslöschlich
eingeprägt. Auf einen der folgenden Tage sei vr . Meyer
an den GroßherzoglichenHof beschieden gewesen, um dort,
Wie die Gedächtnißrede bei der Trauerfeier sinnig bemerkte,
vor einem Mitbegründer des Deutschen Reiches über das
Reich zu sprechen, und heute sollte er das Referat über
den Gegenstand der Tagesordnung vortragen , er, der als
ausgezeichneter Staats - und Kirchenrechtslehrer und ge¬
wiegter Politiker der berufenste Vertreter dieses Gegen¬
standes gewesen wäre. Nur mit einem gewissen Zagen
habe daher Redner der Aufforderung dieses Referat zu
übernehmen, Folge leisten können . Aber doch überkomme
ihn auch wieder ein beruhigendes Gefühl, sei es ihm doch
fast zu Muthe , als sollte er dem lieben , hochverehrten
Manne selbst, indem er heute an dessen Stelle trete , noch
einen letzten Liebesdienst erweisen , und vermöge er auch
nicht die Aufgabe so zu lösen , wie Meyeres gekonnt
Hütte, nicht mit der diesem eigenen Kraft überzeugender
Beredsamkeit, so werde es doch gleichen Sinnes mit ihm
und mit gleicher Aufrichtigkeit und gleicher Treue der
eigenen Ueberzeugung geschehen .

Der Berichterstatter befinde sich in einem Falle der
vorliegenden Art in einer eigenen Lage . Eine Kommissions -
berathung über den Gegenstand habe nicht stattgefunden;
er habe daher nicht auf Grund von Kommifsionsbeschlüsfen
einen objektiven Bericht zu erstatten ; was er vortragen
werde , sei nur seine persönliche Ansicht von der Sache,
wobei es dahingestellt bleibe , ob und in wieferne selbst
diejenigen Mitglieder , welche seinen Anträgen beistimmen
sollten, geneigt wären , auch seine Begründung sich zu
eigen zu machen . Für Alles, was er sagen werde , trage er
daher zunächst allein die Verantwortung.

Der Gesetzesvorschlag der Abgeordneten Wacker
und Gen . , welcher dem Hohen Hause zur Berathung vor¬
liege , bezwecke eine Aenderung des 8 11 des Gesetzes vom
9 . Oktober 1860 , die rechtliche Stellung der Kirchen und
kirchlichen Vereine im Staate betr. Dieser Paragraph
laute in seiner gegenwärtigen Fassung :

„ Ohne Genehmigung der Staatsregierung kann kein
religiöser Orden eingeführt und keine einzelne Anstalt
eines eingeführten Ordens errichtet werden . Diese Ge¬
nehmigung ist widerruflich .

"

Künftig solle der Paragraph lauten :
„Religiöse Orden und ordensähnliche Kongregationen

find im Großherzogthum zugelassen . Von der Errichtung
einer einzelnen Anstalt ist der Staatsregierung Anzeige
zu erstatten.

"
Der Gesetzvorschlag sei in der Hohen Zweiten Kammer

mit Stimmenmehrheit angenommen worden . Uebrigens
habe der Gegenstand schon wiederholt die beiden Kammern
beschäftigt , letztmals auf dem vorigen Landtage. Auch
damals sei der Antrag in der Zweiten Kammer mit
Stimmenmehrheit angenommen worden , während man in
der Ersten Kammer die Aufrechterhaltung des 8 11 von
allen Seiten für nothwendig erachtet habe .

Es sei zuzugeben , daß die Orden eine Einrichtung der
katholischen Kirche seien und die Kirche daher zufolge der
ihr grundsätzlich gewährten Autonomie an und für sich ein
Recht auf Zulassung der Orden habe . Dieses Recht sei
aber auch im Prinzip durch den 8 H des erwähnten Ge¬
setzes anerkannt, denn der 8 11 verbiete nicht die
Einführung von Orden , so viele Gründe auch schon gegen

ihre heutige Existenzberechtigung überhaupt aus der Ge¬
schichte ihrer Wirksamkeit , aus der volkswirthschaftlichen
Schädlichkeit des in Klöstern angesammelten großen Grund¬
besitzes , oder aus der Unverträglichkeit ihrer Organisation
mit Bestimmungen des öffentlichen und des Privatrechtes
und dergleichen mehr hergeleitet worden seien und mit
mehr oder weniger Recht auch hergeleitet werden könnten .
Nur die Zulassung im einzelnen Falle binde das Gesetz
an die Genehmigung der Großh . Staatsregierung . Die
Ordensfrage sei daher nicht sowohl eine Rechtsfrage ,
als vielmehr eine politische Frage , insofern die Staats¬
regierung in einem gegebenen Falle berechtigt und ver¬
pflichtet sei , hauptsächlich mit Rücksicht auf die konfessionell
gemischte Bevölkerung des Landes und die ihr anvertraute
Wahrung des kirchlichen Friedens zu prüfen und nach
ihrem Ermessen zu entscheiden, ob dem gestellten Anträge
stattzugeben, oder derselbe aus überwiegenden Gründen
des öffentlichen Wohles abzulehnen sei .

Der Gesetzvorschlag sei unannehmbar . Seine
Tendenz sei auf uneingeschränkte Ordensfreiheit gerichtet ,
indem die Orden künftig keiner Genehmigung mehr be¬
dürfen sollen , sondern auf Grund einer einfachen Anzeige
beliebig sollten errichtet werden können . Die Großh.
Regierung könne aber unmöglich auf das Genehmigungs¬
recht in Bezug aus die Zulassung von Orden verzichten.
Es würde dadurch eiu Zustand geschaffen, wie er zu keiner
Zeit im Großherzogthum Rechtens gewesen und in keinem
europäischen Staate bestehe. Im Gegentheil gelten über¬
all entweder strengere , oder im wesentlichen die gleichen
Bestimmungen, wie in Baden . Für letzteres käme noch
besonders in Betracht, daß selbst nach der im Jahre 1859
mit dem päpstlichen Stuhle vereinbarten Konvention der
Erzbischof nur im Einvernehmen mit der
Großh . Regierung Orden einführen konnte . Es er¬
gebe sich hieraus klar, daß auch vom Standpunkte der
Kirche gegen das Genehmigungsrecht des Staates nichts
zu erinnern sei . Die Konvention hätten die Stände ab¬
gelehnt und an ihre Stelle sei das Gesetz vom 9 . Oktober
1860 getreten, worin der Inhalt der Konvention einen
berechtigten Ausdruck finden sollte.

Es sei übrigens sehr ötmerkenswerth, daß in der Be¬
gründung des Gesetzentwurfes , freilich im Widerspruche
mit dessen Fassung , gesagt werde , der Antrag wolle nicht
sowohl uneingeschränkte Zulassung der Orden , ohne daß
die Staatsregierung irgendwie mitzusprechen hätte, wie
man aus seinem Wortlaute schließen könnte , als vielmehr
thatsächliche Zulassung von Männerorden , und sei
weiter ausdrücklich zugegeben , daß nirgends uneingeschränkte
Freiheit der Orden bestehe. Hiernach stellen sich die An¬
tragsteller selbst auf den Standpunkt des 8 11 , um dessen
Anwendung es sich allein noch handeln könne und die
Konsequenz jener Bemerkung in der Begründung wäre
streng genommen , die Gegenstandslosigkeit des Gesetz¬
vorschlages . Da indeß der Gesetzentwurf in aller Form
aufrechterhalten worden sei , so könne sich das Hohe Haus
nur an den Wortlaut und Inhalt desselben halten , wie
er von der Hohen Zweiten Kammer hierher gelangt sei.

Immerhin ergibt sich aus jener Erklärung soviel , daß
die Antragsteller selbst die Aussichtslosigkeit des Gesetz¬
entwurfes sich nicht verhehlen und daß der Schwerpunkt
der Frage nach einer anderen Seite liege . Es hätten
nämlich der Abg. Zehnter und Genossen in der Zweiten
Kammer einen eventuellen Antrag dahin gestellt :

„ Für den Fall , daß der von dem Abg . Wacker und
Genossen eingebrachte Gesetzentwurf nicht die Zustimmung
aller gesetzgebenden Faktoren findet, erklärt die Zweite
Kammer , daß sie die Streitsache in Betreff der Männer¬
ordensniederlassungen im Interesse der Förderung des
politischen Friedens beseitigt wünscht , und demgemäß nichts
dagegen einzuwenden hat , wenn die Großh . Regierung
von der ihr nach 8 11 des Kirchengesetzes vom 9 . Okto¬
ber 1860 zustehenden Befugniß , Männerklöster zuzulassen ,
Gebrauch macht " .

Auch dieser Antrag sei in der Hohen Zweiten Kammer
mit Stimmenmehrheit angenommen worden . Es bleibt
abzuwarten , ob etwa ein solcher Antrag auch in diesem
Hohen Haufe gestellt werde . Geschehe dies , so behalte
Redner sich vor , darauf zu entgegnen.

Was aber den Gesetzvorschlag betreffe , so dürfe
nach dem Ergebnisse der früheren Verhandlungen unter¬
stellt werden , daß auch heute Stimmen für die beantragte
Aenderung des 8 H stch nicht erheben würden.

In dieser Unterstellung glaube Redner , sich vorerst
jeder weiteren Erörterung des Gegenstandes enthalten und
auf den Antrag beschränken zu können , Hohe Erste
Kammer wolle den Gesetzentwurf ablehnen .

Graf v . Helm statt hat als Mitberichterstatter eine
von ihm , Seiner Durchlaucht dem Fürsten von der Lehen ,
Frhrn . Franz v . Bodman , Graf Hennin , Graf von
And law unterschriebene Erklärung zu verlesen .

Dieselbe lautet :
„ Wir erkennen an , daß dem Anträge der Abgg . Wacker

und Genossen , dahin lautend :
Religiöse Orden und ordensähnlicheKongregationen

sind im Großherzogthum zugelassen .
Von der Errichtung einer einzelnen Anstalt ist der

Staatsregierung Anzeige zu erstatten,
und welcher von der Hohen Zweiten Kammer angenommen
wurde, lediglich die Absicht zu Grunde liegt , nicht sowohl
uneingeschränkte Zulassung der Orden , ohne daß die
Staatsgewalt irgendwie mitzusprechen hätte, wie man aus
dem Wortlaut schließen könnte , als vielmehr thatsächliche
Zulassung von Männerorden von der Großh . Regierung
zu erreichen .

Nichtsdestoweniger können wir uns der Ueberzeugung
nicht verschließen , daß wenn dieser Antrag in dem von

der Hohen Zweiten Kammer angenommenen Wortlaut
Gesetzeskraft erlangen würde, die Genehmigungsbefugniß
nach 8 11 des Gesetzes vom 9 . Oktober 1860 der Re¬
gierung beseitigt wäre.

Die Wirkung der Erhebung dieses Antrages zu einem
Gesetze würde daher weiterhelfende Folgen haben, als die
Antragsteller beabsichtigen . Unter Berufung auf unsere
Erklärung in der 33 . Sitzung der Ersten Kammer von
6 . Mai 1899 und mit Bestätigung , daß wir uns mit der
von den Antragstellern in der Begründung zu dem An¬
trag ausgesprochenen Absicht einverstanden erklären, sehen
wir uns gezwungen , ledliglich wegen des Wortlauts des
Antrags , gegen denselben zu stimmen .

Hiergegen erlauben wir uns , dem Hohen Hause folgen¬
den Antrag zur Annahme zu empfehlen :

Die Großh . Regierung möge , von dem ihr zu¬
stehenden Rechte Gebrauch machend , in nächster Zeit
die Einführung von Ordensniederlassungen gestatten.

Zur Begründung dieses Antrages wolle er folgendes
ausführen : Die Antragsteller stünden auf dem Boden des
Gesetzes vom 9 . Oktober 1860 , wonach die freie Regelung
des inneren kirchlichen Lebens , wozu auch die Einrichtung
von Orden gehören , eine innere Angelegenheit der Kirche
sei , die durch den 8 H des Gesetzes allerdings eine: Be¬
schränkung unterliege, welche insbesondere durch den Ab¬
satz 2 des genannten Paragraphen eine sehr drückende sei .
Er freue sich , mit dem Herrn Staatsminister sich darin
einig zu wissen , daß die erwähnte Gesetzesbestimmung
nicht so auszulegen fei, daß die Staatsregierung ohne
Weiteres die Genehmigung zur Zulassung eines Ordens
versagen könne ; zur Versagung der Genehmigung könnten
nur Gründe triftiger Natur führen . Als solche könne er
aber die Gründe politischer Natur oder diejenigen nicht
anerkennen , die ihre Entstehung in der Berücksichtigung
des konfessionellen Gefühls Andersgläubiger hätten . Der
Herr Staatsminister habe im andern Hohen Hause er¬
klärt , die Staatsregierung fei im Prinzip für die Zu¬
lassung der Orden , allein , obwohl sie wolle , könne sie
dieses Prinzip heute nicht anwcnden. Der Grund zu
dieser Stellung sei die Befürchtung, es möchte durch die
Zulassung von Orden der konfessionelle Friede gestört
werden . Diese Befürchtungen könne er nicht theilen ; ja
die Erfahrungen , die man nach Zulassung von Ordens¬
geistlichen bei Missionen gemacht habe , rechtfertigten eher
die gegentheilige Behauptung . Diese Missionen zeigten stets ,
wie beliebt die Ordensgeistlichen als Prediger seien und wer
die Missionen miterlebt habe,müsse zugeben,daßdieselben er¬
bauend und erhebend wirkten . Er sei der Staatsregierung
sehr dankbar, daß sie die Abhaltung von Missionen gestattet
habe ; denn dieselben seien eine große Wohlthat . Die Beschrän¬
kung der Kirche darin , daß sie keine inländischen Geist¬
lichen an den Missionen aktiv theilnehmen lassen könne,
habe große Mißstände im Gefolge . Das Bestreben als
Prediger in den Missionen auftreten zu können , sei bei
den inländischen Theologen sehr groß und daher komme
es , daß eine große Zahl derselben in 's Ausland ginge,
um sich die nöthige Vorbildung zu erwerben. Dies bringe
es aber mit sich, daß einmal die Kirchenbehörde gar keinen
Einfluß auf die Ausbildung dieser Theologen hätte , und
dann die aus dem Auslande kommenden die Verhältnisse
unseres Vaterlandes nicht oder nicht genau kannten und
in der Bevölkerung selbst unbekannt seien . Auch könne
die Kirchenbehörde nicht mit Sicherheit über die auslän¬
dischen Ordensgeistlichen verfügen. Allen diesen Miß¬
ständen könnte durch die Errichtung von Orden im Jn -
lande abgeholfen werden . Die Erfahrungen , die man im
Auslande mit den Orden gemacht habe , seien gute und
jedenfalls nicht geeignet , die Behauptung zu stützen, die
Orden würden den religiösen Frieden gefährden oder gar
stören . Die Orden brächten auch eine Reihe Vortheile
auf wirthschaftlichem Gebiete mit sich ; man solle z . B .
nur an Einsiedeln und die durch das dortige Kloster be¬
dingte Hebung des Verkehrs denken. Gerade die Erfah¬
rungen , die man in Ländern mit vorwiegend nichtkatho¬
lischer Bevölkerung mit den Orden gemacht habe , seien
ein Beweis dafür , wie wenig durch dieselben der konfes¬
sionelle Friede gestört würde.

Redner glaube , daß die Thätigkeit der Orden das
religiöse Bewußtsein heben und beleben und dadurch im
Interesse des konfessionellen Friedens auch wohlthätig auf
Andersgläubige einwirken würden. Diesen Ausführungen
reihe er die Bedürfnißfrage als allerdings nur in zweiter
Reihe stehend an . Diese Frage sei zuerst von der Kirchen¬
behörde zu erledigen . Allein angesichts des in den Missions¬
andachten immer lauter werdenden Wunsches nach Orden
sei das auch im Volke herrschende Bedürfniß nicht mehr
abzuleugnen .

Sollte nach Zulassung der Orden ein Ordensmann den
konfessionellen Frieden stören , so gebe es gewiß Mittel
und Wege , um dagegen auftreten zu können ; denn die
Ordensleute stünden ja unter den allgemeinen Staats¬
gesetzen und dann habe die Regierung ja immer den Wider¬
ruf der Zulassung in Händen . Die baldige Zulassung
von Orden zu verlangen, wäre eine moralische Pflicht und
ein Recht der Katholiken und er glaube, daß die baldige
Gewährung des Wunsches nach Orden den religiösen
Frieden der jetzt gestört sei , befestigen , große Zufriedenheit
Hervorrufen , während die Versagung des Wunsches nur
Verschärfung des konfessionellen Unfriedens und Unzu¬
friedenheit zu Tage fördern würde.

Oberlandesgerichtspräsident a . D . Geh . Rath vr .
S chneider : Der Gesetzentwurf habe keine Unterstützung
im Hohen Hause gefunden. Den von dem Herrn Grafen
von Helmstatt und seinen Freunden gestellten Antrag
halte er übrigens gleichfalls für unbegründet.



Schon in der Begründung des Gesetzentwurfes seieine Stelle enthalten , welche als Versuch einer Recht¬
fertigung des eventuellen Antrages aufzufassen sei . Dort
heiße es nämlich , die thatsächliche Behandlung der
Männerorden in Baden stehe nicht im Einklang mit dem
Gesetze vom 9 . Oktober 1860 , welches die Freiheit und
Selbständigkeit der Kirche in der Regelung ihrer eigenen
Angelegenheiten grundsätzlich gewährleisten solle. Also ausder der Kirche gewährleisteten Freiheit und Selbständigkeitwerde der Anspruch auf thatsächliche Zulassung von
Männerorden abgeleitet . Das Gleiche geschehe auch von
dem Herrn Korreferenten , unter Berufung aus 8 7 des
Gesetzes vom 9 . Oktober 1860 .

Allerdings sei in 8 7 dieses Gesetzes die Freiheit u" d
Selbständigkeit der römisch-katholischen und ebenso der
evangelisch-protestantischen Kirche in der Ordnung und
Verwaltung ihrer Angelegenheiten und solgeweise im 8 11
auch die Zulassung von Orden grundsätzlich anerkannt .

Allein nur in der bereitwilligen Achtung vor der Gleich¬
berechtigung Anderer und in der daraus sich ergebenden
Selbstbeschränkung des eigenen Rechtes bestehe das wahre
Wesen der Freiheit und Gleichheit und liege zugleich die
unerläßliche Bedingung des friedlichen Zusammenlebensder Menschen . Solche Erwägungen seien es aber , welche
zu der im 8 11 enthaltenen Einschränkung des Rechtes
auf Ordensniederlassungen geführt haben , und zwar kä¬
men hier in vorderster Reihe die Gleichberechtigung der
Konfessionen , deren entschieden abweichende Anschauungenüber religiöse Orden und die Wahrung des konfessionellen
Friedens in Betracht . In diesem Sinne sei das Gesetzvom Jahre 1860 ein Friedensgesetz , indem es eine billige
Ausgleichung zwischen der freien Bewegung der Kircheund der Stellung des über den verschiedenen Richtungen
stehenden Staates enthalte und die Freiheit des einen mit
der Freiheit des andern in Einklang bringe .

Im andern Hohen Haust und auch heute von dem
Herrn Korreferenten sei ferner darauf hingewiesen worden ,daß man bei Erlassung des Gesetzes vom Jahre 1860
davon ausgegangen sei, es werde in absehbarer Zeit von
dem 8 11 durch thatsächliche Zulassung von Orden Ge¬
brauch gemacht werden . Dies sei nicht zutreffend ; wenn
es sich aber auch so verhielte , so wäre es von keiner Er¬
heblichkeit, weil im Gesetze nur der Gedanke zum Aus¬
drucke gekommen sei , daß die Zulassung von Ordens¬
niederlassungen lediglich in das Ermessen der Großh .
Regierung gestellt sei , danach aber selbstverständlich auch
durch die Ablehnung eines daraus gerichteten Antrages ,und zwar ohne jede Zeitbeschränkung , vom 8 11 ein dem
Wortlaute und dem Sinne des Gesetzes entsprechender
Gebrauch gemacht werde .

Es dürfe aber auch bezweifelt werden , ob die Einfüh¬
rung von Orden und Klöstern ein wirkliches Bedürsniß
sei . Allerdings sei dies eine Frage , deren Entscheidung
zunächst der Kirche selbst zustehe, aber doch nicht in dem
Sinne , daß ihr Ausspruch unbedingt maßgebend sein
müßte . Wäre dies der Fall , so könnte von einem Er¬
messen der Staatsregierung nicht mehr die Rede sein und
der 8 11 hätte keinen Sinn . Vielmehr müsse es der
Staatsregierung gestattet sein , wenn es sich in einem
gegebenen Falle um die Frage der Zulassung von Orden
handle , alle in Betracht kommenden Gesichtspunkte , also
auf die Bedürfnißfrage , selbständig zu prüfen und gegeneinander abzuwägen . Das gleiche Prüfungsrecht müsse aber
auch den beiden Häusern des Landtages zustehen , wenn
sie , wie vorliegend , darüber sich aussprechen sollen , ob die
Großh . Regierung bei der bisherigen Anwendung des
8 11 des mehrerwähnten Gesetzes, wie sie selbst behaupte ,nur ihr pflichthastes Ermessen geübt habe , oder , wie ihr
vorgeworfen werde , in ungerechtfertigter Weise gegen die
Kirche vorgegangen sei und daher Grund vorliege , sie
um eine andere Verfahrensweise für die Zukunft anzu¬
gehen . Es könne daher unbedenklich in eine Prüfung der
Bedürfnißfrage eingetreten werden .

Daß etwa die Bedürfnisse der regelmäßigen Seelsorgedie Zulassung von Ordensniederlassungen erheischen, könne
hei dem gegenwärtigen Personalbestände des Weltklerus so
wenig behauptet werden , als daß die der Kirche dermalen
zu Gebote stehenden Mittel zur Pflege und Förderungdes religiösen Lebens unzureichend seien.

Die Geschichte unseres Landes lehre , daß die katholische
Kirche in Baden während fast eines vollen Jahrhunderts
ohne Männerklöster habe bestehen und ihr Wirken ent¬
falten können . Hieraus sei zu folgern , daß Orden und
Klöster ein vitales Interesse der Kirche nicht mehr seienund vom schlichten katholischen Volke als religiöses Be -
dürfniß nicht empfunden würden . Wo aber solche Er¬
scheinungen im Volke hervorgetreten sein sollten , da seider Zweifel gestattet , ob sie auf einer aus ihm selbst her¬
vorgegangenen , ihm ureigenen Bewegung beruhen und
nicht vielmehr die Bewegung künstlich geschaffen und in
das Volk hineingetragen sei und unterhalten werde , wisseman doch , wie leicht empfänglich die Massen , welche des
eigenen Urtheils entbehren , für solche Einflüsse seien , wenn
diese von einer Seite ausgehen , welcher das Vertrauen
zugewendet werde . Und wenn es darauf ankäme , die
Freunde und Gegner der Orden festzustellen und dies von
allen Seiten gleich unbeeinflußt geschehen könnte , so würde
sich wohl ergeben , daß die Zahl untadelhafter Katholiken ,welche die Klöster nicht wünschen, eben so groß sei , als
die Zahl derer , welche sich nach Klöster sehnen .

Unter solchen Verhältnissen erscheine es aber nicht an -
gezeigt , zuzulaffen , daß kirchliche Institutionen , welche
nach Erfüllung ihrer kulturgeschichtlichen Aufgabe sich
überlebt haben , einfach wieder aufgerichtet und dem im
großen und ganzen widerstrebenden Dolksgeiste aufge¬
drungen werden . Die einfachen und erhabenen Wahr¬

heiten des Christenthums werden ewig die gleichen bleiben ,
ein Jrrthum sei es aber doch wohl , zu glauben , daß
auch die äußere Erscheinung und Bethätigung des religiösen
Lebens , unabhängig von der fortschreitenden Kulturent¬
wicklung , zu allen Zeiten und unter allen Verhältnissen
an die gleichen Formen gebunden sein müsse.

Aber nicht nur die Bedürfnißfrage sei zu verneinen ,
auch noch andere Erwägungen seien es , welche die
Zulassung von Männerorden im gegenwärtigen Zeitpunkte
nicht als angemessen erscheinen lasten .

Die Beharrlichkeit , womit auf jedem Landtage nach
Orden und Klöstern verlangt werde und der Ungestüm ,
womit dies eben erst in der Verhandlung der Zweiten
Kammer geschehen , seien nicht geeignet , die Befürchtung
zu zerstreuen , daß die Orden nicht nur der Pflege des
religiösen Lebens , sondern auch hierarchischen und propa¬
gandistischen Zwecken dienen sollen. UeberLies sei es
eine durch die tägliche Erfahrung unwiderleglich bestätigte
Thatsache , daß die ungemessenen Bestrebungen des politi¬
schen Katholizismus in seiner heutigen Gestalt eine fortan
sich steigernde Verschärfung der konfessionellen Gegensätze
zur Folge haben , und hierin liege eine augenscheinliche
und große Gefahr für den kirchlichen Frieden . So lange
nicht sichere Garantien dafür gegeben seien , daß nach
Genehmigung von Ordensniederlassungen dauernde fried¬
liche Verhältnisse bestehen werden , erscheine es als ein
Gebot der Notwendigkeit , Vergünstigungen abzulehnen ,
welche , statt den kirchlichen Frieden zu fördern , immer
wieder neuen Ansprüchen Vorschub leisten und neue
Kämpfe Hervorrufen würden . Was aber unter solchen
Garantien zu verstehen sei und wann dieselben als ge¬
leistet angesehen werden könnten , darüber wäre ein
Einverständniß leicht zu erzielen , wenn nur das
gleiche Entgegenkommen , wie es von der Großh .
Regierung bei allen kirchenpolitischen Fragen stets betä¬
tigt wurde , auch auf der Gegenseite bestehen und der
gegnerische Standpunkt überall gleich maßvoll und würdig ,wie in diesem Hohen Hause , vertreten würde . So aber ,wie die Dinge gegenwärtig liegen , könne es nur gebilligtwerden , wenn die Großh . Regierung den Zeitpunkt noch
nicht für gekommen erachte, in welchem sie unbedenklich
von dem 8 11 des Gesetzes vom Jahre 1860 einen
anderen , als den bisherigen Gebrauch zu machen , in der
Lage sein könnte , habe doch das Centrum im anderen
Hohen Hause rückhaltlos erklärt , daß es auch nach Ge¬
währung von Ordensniederlaffungen nicht gewillt wäre ,
bezüglich weiterer kirchenpolitischer Wünsche sich Beschrän¬
kungen aufzuerlegen .

Redner bittet deshalb , den gestellten Antrag zu ver¬
werfen .

Staatsminister und Minister der Justiz , des Kultus
und Unterrichts vr . Nokk : Er wolle nur wenige Worte
sprechen, wenige Worte nicht etwa , weil ihm die vor¬
liegende Frage unwichtig erscheine , sondern weil sie schon
wiederholt erörtert worden und es schwer sei , neue Ge¬
sichtspunkte geltend zu machen. Er freue sich , daß das
Hohe Haus das Gesetz vom 9 . Oktober 1860 das der
Herr Berichterstatter mit Recht ein Friedensgesetz genannt
habe aufrecht erhalten wolle und den vorliegenden Gesetz¬
entwurf nicht zu Gesetzeskraft gelangHehen möchte . Würde
der Entwurf angenommen , dann sei 8 11 des Gesetzesvom 9 . Oktober 1860 völlig außer Kraft gesetzt und eine
schrankenlose Klosterfreiheit normirt . Wenn ja auch die
Tendenz des Antrags nach der Begründung desselbennur darauf hinausgehe , die Regierung zu veran¬
lassen , von der ihr zustehenden Genehmigungsbefugniß
Gebrauch zu machen , so sei es dann , wenn der
Entwurf Gesetz würde , nicht mehr möglich , das neue
Gesetz anders als seinem Wortlaute und dem sich hieraus
ergebenden Sinne nach auszulegen . Würde der Entwurf
Gesetz , dann würden die Ordensvereinigungen privilegirt ,denn auch die im Dereinsgesetz gegebenen , anderen Ver¬
einen gegenüber anwendbaren Schutzmittel müßten ihm
gegenüber versagen , da das neue Gesetz als lox spsainlisdem Vereinsgesetz vorginge . Mit dem Herrn Bericht¬
erstatter sei er darin einig , daß aus 8 7 des Gesetzesvom 9 . Oktober 1860 nicht gefolgert werden durfte , daßdie Zulassung der Orden bereits gegeben sei . Wäre dies
der Inhalt des 8 7 , dann wäre 8 11 überflüssig und
auch das ganze übrige Gesetz hätte nicht erneuert zuwerden brauchen ; der 8 7 will der Kirche nur das
Recht der freien und selbständigen Ordnung und Ver¬
waltung ihrer Angelegenheiten nach Maßgabe dieses Ge¬
setzes sichern.

Was nun den Antrag des Grafen v . Helmstatt und
Genossen anlange , so könne die Regierung bezüglich des
Zeitpunktes der Zulassung von Männerorden sich bindende
Vorschriften nicht machen lassen . Die Regierung habe die
Pflicht , wie schon der von dem Herrn Grafen v . Helmstatt
angeführte Mohl '

sche Bericht zu dem 1860er Gesetz aus¬
führte , zu erwägen , ob und welche klösterliche Anstalten
sie unter den thatsächlich bestehenden Verhältnissen fürvereinbar erachte mit dem öffentlichen Wohle . Es unter¬
liege keinem Zweifel , daß mit dem 8 11 dieser Zeitpunktin das gewissenhafte Ermessen der Regierung hat gestelltwerden wollen und gestellt worden sei . Ob heute der Zeit¬
punkt zur Zulassung von Männerorden da sei, darüber
gingen die Meinungen auseinander . Das könne er wieim vorigen Jahre erklären , daß dieser weitere Schritt des

j Entgegenkommens davon abhänge , ob Sicherheit gewonnen> werden könne, man werde damit zu friedlichen kirchen-
, politischen Zuständen gelangen . Auch der Herr Graf von^ Helmstatt habe anerkannt , daß zur Zeit die konfessionellenGegensätze bedauerlicherweise geschärft seien und er glaube ,
! daß wenn dies , wie zweifellos richtig sei . die tatsächlichenVerhältnisse nicht gegeben seien, die der Regierung bei

gewissenhaftem Ermessen Veranlassung geben könnten , in
der Frage jetzt vorzugehen . Er müsse immer wieder betonen ,daß wir in der Geschichte unseres Vaterlandes Baden
Männerorden nicht gehabt hätten , obwohl schon das erste
Konstitutionsedikt solche wie das 1860r Gesetz zugelasten
habe . Es existirten allerdings Männerorden auf dem
Aussterbeetat , allein solche mit dem Rechte der Aufnahmeneuer Mitglieder hätten wir nicht gekannt.

Lange habe es gedauert , bis die Kirchenbehörde mit dem
Wunsche nach Männerorden hervorgetreten sei . Allerdings
sei die Erklärung , daß die Kirche wichtigere Aufgaben zu
lösen gehabt hätte , für manche Zeiten , so für die Zeit ,wo sie sich von den Beschränkungen des Josephinismus
zunächst hätte frei machen müssen, richtig , allein es hätte
auch andere Zeiten gegeben , wo die Kirche trotzdem die
Genehmigung zur Niederlassung von Männerorden nicht
verlangt habe . Daß die Regierung nicht prinzipiell die
Orden ausschließen wolle , das zeige sich doch daraus , daß
sowohl Franziskanerinnen als auch die Schwestern vom
hl . Kreuz von Jngenbohl unter der Herrschaft des 1860r
Gesetzes zugelassen seien, nur bezüglich der Männerorden
habe die Regierung von ihrem Zulassungsrecht keinen Ge¬
brauch gemacht . Man habe der Regierung vorgehalten ,daß sie die von ihr für die Zulassung von Männerorden
verlangte Sicherheit , daß friedliche Verhältnisse eintreten ,
dahin ausdehne , daß alsdann alle weiteren kirchenpoliti¬
schen Bestrebungen unterbleiben sollten . Dies sei natür¬
lich nicht ihre Absicht und könne sie nicht sein ; es sei
ganz selbstverständlich , daß die Regierung nicht in das
Recht der freien ständischen Initiative eingreifen könne
und wolle . Nicht einen Abschluß der kirchenpolitischen
Bestrebungen verlange die Regierung , sondern Sicherheit
dagegen , daß nicht ein Entgegenkommen ihrerseits nur
eine Etappe in dem fortgesetzten Kriege bilde . Man könne
nicht Werke des Friedens verlangen und den Krieg weiter¬
führen . Wenn überall so wie in diesem Hohen Hauseeine maßvolle friedliche Gesinnung und der Geist der
Verständigung herrsche , dann wäre der Zeitpunkt zur
Herbeiführung eines moärw vivsnäi auch aus diesem Ge¬
biete gegeben .

Graf v . Helmstatt : Er bedauere , daß der Herr
Staatsminister und er in den Prämissen einig , in den

! Folgerungen aber auseinandergingen . Gerade in den
! heutigen Zeiten einer Spannung auf dem konfessionellen
! Gebiete halte er die Gewährung des Antrags auf Zu -' lassung von Orden für eine Etappe des Friedens . Er' glaube , die Orden würden die Gegensätze nicht schärfen ,I sondern mildern . Das sei unbedenklich einzugestehen , daß
! die Zulassung von zwei bis drei Männerorden noch keinen

großen Vortheil bedeute, allein man sähe in der Zu -
! lastung einer auch nur beschränkten Zahl von Ordensgeist -
§ lichen doch die Bethätigung des Prinzips der Zulassungund könne sich dann von der Gefahrlosigkeit der Orden

überzeugen .
Was nun die Ausführungen des Herrn Referenten an¬

lange , so sei es ihm unverständlich , wie durch seine und
seiner Genossen Antrag die Gleichberechtigung der
Konfessionen im Lande beeinträchtigt werden sollte . Daßder Herr Referent zugestanden habe, daß die Bedürf -

, nißsrage bezüglichder Ordenszulassungen von den Kirchen -
! behörden in erster Reihe zu prüfen sei, dafür sei er dank-
! bar , doch noch dankbarer wäre er , wenn anerkannt würde ,daß die Ansicht der obersten Kirchenbehörde am schwerstenin die Waagschale zu fallen haben . Wenn der Herr

Referent meint , die Bewegung zu Gunsten der Orden
sei künstlich in das Volk getragen worden , dann wolle
er doch erwidern , daß die meisten kulturellen Bedürfnisseeines Volkes , die Bewegungen erzeugten , nicht in ihmselbst entstanden , sondern von außen her in dasselbe ge¬bracht worden seien.

Eine Abschätzung der Ansichten über die Zu -^ lassung der Orden , von der der Herr Referent gesprochen! habe , würde unbedingt zu Gunsten der Orden ausschlagen .
! Daß die Orden ihre kulturelle Mission erfüllt und sich
! überlebt hätten , das könne er nicht zugeben, denn heute
! noch füllten dieselben ihren Platz völlig aus . Wenn
! schließlich noch von dem Ungestüm geredet worden sei,- mit dem in dem andern Hohen Hause die Frage behan -
j

delt worden sei , dann wolle er doch daran erinnern , daß
^ seit langer Zeit immer wieder der Wunsch nach Orden
s geltend gemacht , aber nie berücksichtigt worden sei . Das Un -
i gestüm entspreche der Stimmung im Volke und der Ton
l in dem andern Hohen Hause wurde im Lande beifälliger
! ausgenommen , als der sachliche Ton in diesem Hohen
> Hause . Der Ton solle jedoch eine starke und
! kräftige Regierung nicht veranlassen , die Thatsachen
- zu übersehen . Die Wünsche des katholischen Volkes seien
, nicht unbegrenzt , und auch die Form , in der sich dieselbe
? geltend machte , würde eine andere sein, wenn man ihm
! mit Wohlwollen entgegenkvmme. Die Wünsche des katho -
! lischen Volkes seien der Regierung nicht unbekannt , ihre
: Versagung führe aber nicht zum konfessionellen Frieden .
! Hierauf wird der Gesetzesvorschlag der
j Zweiten Kammer in namentlicher Abstimmung
! einstimmig , der Antrag Graf v . Helmstatt und

Genossen mit allen gegen fünf Stimmen ab¬
gelehnt .

Frhr . v . Rüdt beantragte hierauf , den Gesetzentwurf , die
! Versicherung gegen Hagelschaden betreffend, einer besondern ,! aus den Herren Frhr . Franz v . Bodman , Graf v . Hen -
> nin , Frhr . v . Göler , Frhr . v . Rüdt , Geh . Rath vr .Schenkel gebildeten Kommission , die Petition des Ver -
, Landes Badischer Eisenbahnbediensteten , die Regelung des

Lohnes und der Dienstverhältnisse des Taglohnspersonalsder Großh . Badischen Staatseisenbahnen betr . , nachträglichder Budgetkommisfion , die Petition des Stadtraths Heidel -



Lerg namens der Stadträthe der Städte der Städte -
vrdnung , die Aufhebung des Pflastergeldes und die Aus-
cheidung der Landstraßen betr. an die bezüglich des Ge -
etzentwurfs gleichen Betreffs zu bildende Kommission zu
iberweisen .

Diese Anträge wurden debattelos und einstimmig an¬
genommen.

Hierauf schloß derDurchlauchtigstePräsidentdie
Sitzung um 12 ^ Uhr.

42 . öffentliche Sitzung der Zweite « Kammer
am Samstag , den 10 . März 1900.

(Ausführlicher Bericht.)
Am Regierungstisch : Minister des Innern vr .

Eisenlohr , Geh . Oberregierungsrath Heil , Oberbau¬
direktor Honsell .

Präsident Gönner eröffnet die Sitzung um */» 10 Uhr.
Eingegangen ist eine Eingabe der Städte der Städte¬

ordnung , betreffend den Gesetzentwurf über die Aushebung
des Pflastergeldes ; ferner eine Petition des landwirth-
schaftlichen Vereins in Bruchsal um Aufhebung der Wein-
accise, sowie eine Petition der Gemeinde Prinzbach um
Errichtung eines Steges über die Kinzig bei Biberach.

Vor Eintritt in die Tagesordnung widmete Präsident
Gönner dem verstorbenen Abg . Reichert folgenden
Nachruf :

Meine Herren ! Schon wieder habe ich eine tiefbetrü¬
bende Trauerbotschaft zu verkünden , da der Tod aber¬
mals ein Opfer aus unserer Mitte gefordert hat .

Am 8 . d . M . ist der Abg . Max Reichert von Baden
nach schwerem Leiden dem Leben entrissen worden .

Der Verstorbene war am 24 . März 1830 geboren , und
hat sonach nahezu das 70 . Lebensjahr erreicht.

In diesem Hause vertrat er den 30 . Wahlbezirk (Baden-
Land, Bühl -Rastatt ) ununterbrochen seit Beginn des Land¬
tags 1871 , also über 28 Jahre lang , und er war das an
Dienstjahren älteste Mitglied der Kammer.

Den Arbeiten derselben widmete er sich stets mit
rühmenswerthem Eifer und beharrlicher Gewissenhaftigkeit .
Seine Charakterfestigkeit und Ueberzeugungstreueverbürgten
ihm die ungeteilte allgemeine Hochachtung . Uns aber war
er überdies ein liebwerter Kollege , denn auch er ge¬
hörte zu den glücklich veranlagten Menschen , welche mit

der Bewahrung fester Grundsätze eine liebenswürdige
menschenfreundliche Art ihrer Geltendmachung in wohl¬
tuenden Einklang zu bringen wissen und auf solchem
Wege auch mit Andersdenkenden stets angenehme persön¬
liche Beziehungen zu erhalten vermögen .

Der Entschlafene hat einen großen Theil seiner Arbeits¬
lust und Schaffenskraft den öffentlichen Angelegenheiten
mit hingehendster Opferwilligkeit zugewendet .

Außer dem Landtagsmandat hatte er auch die Beru¬
fung in den Reichstag angenommen, in welchem er seit
1889 den 7 . Wahlbezirk Kehl-Offenburg-Oberkirch ver¬
trat .

Aber auch in seiner Heimath wirkte er unablässig für
die Allgemeinheit, insbesondere auf dem Gebiete der kom¬
munalen Selbstverwaltung .

Der Kreisversammlung des Kreises Baden gehörte er
seit 1874 als gewählter Kreisabgeordneter, dem Kreis-
ausschusse als Mitglied seit 1881 an , und die Vorstands¬
stelle dieses Kollegiums bekeidete er seit dem Jahre 1887 .

Von 1870 bis 1875 war er Mitglied des Gemeinde -
rathes der Stadt Baden und von 1881 an Mitglied des
Stadtverordneten -Kollegiums derselben . Noch sei erwähnt
seine Thätigkeit als Bezirksrath in den Jahren 1869 bis
1874 und seine langjährige Wirksamkeit als Mitglied des
Eisenbahnrathes.

In seiner Vaterstadt zählte unser geschiedener Kollege
zu den angesehensten Männern , und ihm ist dort seitens
der gesammten Bürgerschaft und Einwohnerschaft ein blei¬
bendes und ehrendes Andenken gesichert.

Auch wir werden dem Heimgegangenen allezeit ein
treues , freundliches Gedenken bewahren.

Sie haben sich von Ihren Sitzen erhoben ; ich darf
dies wohl als ein Zeichen Ihrer allseitigen Zustimmung
zu meinen Worten betrachten .

"

Das Haus tritt in die Spezialberathung über das
Budget des Wasser - und Straßenbaues ein .

Der ordentliche Etat rdird ohne Debatte angenommen .
Bei Z 3 des außerordentlichen Etats weist
Abg . Or . Weygoldt auf das außerordentliche Wachs¬

thum der Gemeinde Rheinfelden hin , die in jeder Hin¬
sicht die Unterstützung des Staates verdiene . Er dankt
gleichzeitig für die eingestellte Position .

Abg . vr . Heimburger beantragt , die Position 16
(Pflasterung der Landstraße Nr . 2) zurückzustellen bis zur

Berathung des Gesetzentwurfs , betreffend Aufhebung des
Pflastergeldes.

Es erhebt sich kein Widerspruch gegen den Antrag .
Abg . Werr dankt an Stelle des Abg . Klein für die

Herstellung von Straßenpflaster in Adelsheim und bittet
um Korrektion der Straße nach Osterburken.

Minister des Innern Or . Eisenlohr erklärt, daß die
Korrektion dieser Straße , die nach seiner eigenen An¬
schauung nothwendig und wünschenswerth sei , schon ein¬
mal von der Regierung beabsichtigt war ; allein man
konnte die Zustimmung der Gemeinden nicht dazu er¬
reichen, die Beiträge zu leisten , die man ihnen angesonnen
hat ; deshalb und besonders weil über die Zugrichtung
immer und immerwieder neue und verschiedeneAnsichten auf¬
getaucht sind , sei die Sache liegen geblieben . Sie soll damit
nicht als abgethan angesehen werden ; denn es sei richtig ,
daß die dortige Steige im Winter recht gefährlich für die
Fuhrwerke ist.

Abg . vr . Wilckens bittet , das Dienstgebäude für die
Wasser - und Straßenbauinspektion und Kulturinspektion
in Heidelberg baldmöglichst fertig zu stellen .

Minister des Innern vr . Eisenlohr : Wenn die Po¬
sition angenommen werde , wie er voraussetze , so könne es
ihm nur sehr erwünscht sein , wenn man mit dem Bau
sofort beginnen könne und nicht abwarten müsse, bis das
Finanzgesetz im Gesetz - und Verordnungsblatt erschienen
ist. Er würde sich , wenn kein Widerspruch erfolgt , für
ermächtigt ansehen , mit dem Bau zu beginnen, sobald das
Budget des Ministeriums des Innern von der Hohen
Kammer genehmigt ist.

Präsident Gönner : Ein Widerspruch erfolgt nicht.
Ich darf also feststellen,

'daß die Summe , die hier an-
gefordext ist , genehmigt ist , und zwar mit der Maßgabe ,
daß die Grvßh . Regierung ermächtigt sein soll , den Bau
in Angriff nehmen zu lassen , auch bevor die Verkündung
des Finanzgcsetzes stattgefunden hat .

Zu 8 16 des außerordentlichen Etats der Einnahmen
bemerkt Minister des Innern vr . Eisenlohr , daß , nach¬
dem die Position bezüglich der Landstraße von der Rhein¬
lust bis zur Rheinbrücke in Mannheim zurückgestellt
wurde, hier auch Ziffer 16 zurückgestellt werden muß.

Die übrigen Positionen werden genehmigt .
Schluß der Sitzung 10 Uhr.

Bürgerliche Rechtsstreit«.
Aufgebot .

Z .34I .1 . Nr . 353S . Dur lach .
Georg Laubscher , geb . 12 . Sep¬
tember 1811 , Karl Laubscher , geb.
24. Oktober 1816 , Ludwig Laub sch er ,
geb . 9 . Februar 1821 , alle von Wein¬
garten , im Jahr 1869 in Sterling
Jownship County of Wahne State of
Pensylvanta , werden auf Antrag ihres
Bruders Jakob Laubscher von Wein¬
garten aufgefordert, sich spätestens im
Aufgebotstermin
Freitag , den 30. November 1900,

Vormittags ' /,10 Uhr ,
zu melden, widrigenfalls sie für tobt
erklärt werden.

Alle, welche Auskunft über Leben
oder Tod der Verschollenen zu erthetlen
vermögen, werden aufgefordert, späte¬
stens im Aufgebotstermtn dem Gericht
Anzeige zu machen

Durlach, den 9 März 1900.
Großh . Amtsgericht.

( gez.) Ncb el .
Dies veröffentlicht

Gerichtsschreiber:
Frank .
Aufgebot.

Z .345 .1 . Nr . 167 . Bonndorf .
Josef Herzog , lediger Nagelsckimied,
geb . am 14 . Januar 1838 zu Bonn¬
dorf und Johann Herzog , verhei-
ratheter Schuhmacher, geb . am 27 .
Oktober 1839 zu Gündelwangen , beide
zuletzt in Gündelwangen wohnhaft, sind
seit dem Jahre 1866 verschollen und
ist deren Todeserklärung beantragt .
Die Verschollenen werden aufgefordert,
sich spätestens in dem auf :
Donnerstag , 20. September 1900 ,

Vormittags 10 Uhr ,
vor dem diesseitigen Amtsgerichte be¬
stimmten Anfgebotstermin zu melden ,
widrigenfalls die Todeserklärung er¬
folgen wird . Zugleich werden Alle ,
welche Auskunft über Leben oder Tod
der Verschollenen zu ertheilen ver¬
mögen , aufgefordert, spätestens in dem
genannten Aufgebotstermin dem Ge¬
richte Anzeige zu machen .

Bonndorf , den 19 . Januar 1900 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Wenk .
Aufgebot .

Z 343 .1 . Nr . 5791 . Baden . Auf
Antrag der Johanna Vogel , Ehe¬
frau des Ignatz Vogel von Schiftung
wird zum Zwecke der Todeserklärung
Aufgebotstermin bestimmt auf :
Freitag , 14 . Dezember ! . Js .,

Vormittags 10 Uhr ,und ergeht
a ) Aufforderung an den Verschollenen

I g n a z B o g e l von Schiftung , sich
spätestens im Aufgebotstermin zu
melde », widrigenfalls die Todes¬
erklärung erfolgen würde und

d) Aufforderung an Alle, welche
Auskunft über Leben oder Tod
des Verschollenen zu ertheilen
vermögen, spätestens im Aufgebots¬
termine dem Gerichte Anzeige zu
machen .

Baden, den 7 . Mä ' z 1900.
Ter GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Schönith .

Aufgebot .
Z .342 .1 . Nr . 5936. Baden . Auf

Antrag der Amalie Hertweck , ledig
von Haueneberstein wird zum Zwecke
der Todeserklärung Aufgebotstermin
bestimmt auf :
Freitag , 14 . Dezember l . I .

Vormittags 10 Uhr ,
und ergeht

a) Aufforderung an den vers .t offenen
Kasimir Hertweck , Schreiner
Von Haueneberstein, sich spätestens
im Aufgebotstermin zu melden ,
widrigenfalls die Todeserklärung
erfolgen würde, und

b) Aufforderung an Alle, welche
Auskunft über Leben oder Tod
des Verschollenen zu ertheilen ver¬
mögen , spätestens im Aufgebots¬
termine dem Gerichte Anzeige zu
machen .

Baden, den 7 . März 1900 .
Der Gerichtsschreibcr Gr . Amtsgerichts :

Schönith .
Konkurse

Z .323 . Nr . 6439 . W a l d s h u t.
Ueber das Vermögen des Landwirths
Richard Gantert von Rasbach wurde,
da Gantert zahlungsunfähig ist und
desfallfigen Antrag gestellt hat , heute
am 10 . März 1900 , Vormittags ft,12
Uhr, das Konkursverfahren eröffnet.

Der Gemetndewaisenratb Born¬
hauser hier wurde zum Konkursver¬
walter ernannt

Konkurssorderungen sind bis zum
10 . April I960 bei dem Gerichte an¬
zumelden .

Es wu de zur Beschlußfassung über
die Wahl eines andern Verwalters ,über die Bestellung eines Gläubiger¬
ausschusses , eintretenden Falls über die
in § 132 der Konknrsordnung bezeich-
neten Gegenstände und zur Prüfung
der angemeldeten Forderungen auf
Donnerstag den 26 . April 1900,

Vormittags */,11 Ubr ,
vor dem Großh . Amtsgericht Waldshut
Termin anberaumt .

Allen Personen, welche eine zur Kon¬
kursmasse gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkursmasse etwas
schuldig sind , wird aufgegeben , nichts
an den Gemeinschuldner zu verabfolgen
oder zu leisten , auch die Verpflichtung
auferlegt, von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen , für welche
sie aus der Sache abgesonderte Befrie¬
digung in Anspruch nehmen, dem Kon¬
kursverwalter bis zum 10 . April
1900 Anzeige zu machen .

Waldshut , den 10 . März 1900.
Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :

Hterholzer .
Z .324 . Nr . 8466. F r e i b u r g .

Ueber das Vermögen des Schmicd-
mcisters Gottfried Noth in Fretburg
wird heute am 1 . März 1900, Nach¬
mittags 5 Uhr, das Konkursverfahren
eröffnet, da der Gemeinschuldner seine
Zahlungsunfähigkeit dem Gerichte nach¬
gewiesen hat.

Der Rechtsagcnt Kuhn wird zum
Konkursverwalter ernannt .

Konkurssorderungen sind bis zum
25. April 1900 bet dem Gerichte
anzumcldcn.

! Es wird Termin anberaumt vor dem
! diesseitigenGerichtezur Beschlußfassung
I über die Beibehaltung des ernannten
oder die Wahl eines anderen Verwalters ,
sowie über die Bestellung eines
Gläubigerausschusses und eintretenden
Falls über die in § 132 der Konkurs¬
ordnung bezeichnet«» Gegenstände und
zur Prüfung der angemeldeten Forde¬
rungen auf

Dien st ag den 8 . Mat 1900 ,
Vormittags 10 Uhr .

Allen Personen , welche eine zur Kon¬
kursmassegehörigeSache in Besitz haben
oder zur Konkursmasse etwas schuldig
find , wird aufgegeben , nichts an den
Gemcinschuldner zu verabfolgen oder zu
leisten , auch die Verpflichtung aufgelegt,
von dem Besitze der Sache und von den
Forderungen , für welche sie aus der
Sache abgesonderteBefriedigung in An¬
spruch nehmen, dem Konkursverwalter
bis zum 25 . April 1900 Anzeige
zu machen .

Freiburg , den 1 . März 1900 .
Gr . Amtsgericht : gez. Dr . M u ch o w .
Dies veröffentlichtder Gerichtsschreiber:

Fred .
Z .326. Lörrach . In dem Konkurs¬

verfahren über das Vermögen des
Johann Baptist Hollermaher , Wtrths
zum Emilienbad in Grenzach, ist zur
Abnahme der Schlußrechnung des
Verwalters , zur Erhebung von Ein¬
wendungen gegen das Schlußderzeichniß
der bet der Vertheilung zu berück¬
sichtigenden Forderungen und zur Be¬
schlußfassung der Gläubiger über die
nicht verwerthbaren Vermögensstücke
der Schlußtermin auf :

Donnerstag den 5 . April 1900 ,
Vormittags 10 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgerichte Hierselbst
bestimmt .

Lörrach, den 9 . März 1900.
Appel ,

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts .
Z .322. Kehl . In dem Konkurse

über das Vermögen der Gastwirth
Ernst Wilhelm Witwe, Marie geb.
Heinzelbecker in Stadt Kehl wird zur
Abnahme der Schlußrechnung des Ver¬
walters , zur Erhebung von Ein¬
wendungen gegen das Schlußderzeichniß
und zur Beschlußfassung der Gläubiger
über die nicht verwerthbaren Vermögens¬
stücke Termin anberaumt auf :

Mittwoch den 4 . April 1900,
Nachmittags 3 Uhr ,

festgesetzt, wovon alle Betheiligten hier¬
mit in Kcnntniß gesetzt werden.

Das Schlußderzelchniß und die
Schlußrechnung sind uebst den Belegen
auf der Gerichtsschreibereiniedergelegt.

Kehl , den 9 . Lmrz 1900.
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Kopf .
Z .321 . Kehl . Das Konkursver¬

fahren über den Nachlaß des Gast-
wtrths Ernst Wilhelm hier wird,
nachdem sich ergeben hat, daß eine den
Kosten des Verfahrens entsprechende
Konkursmasse nicht vorhanden ist , ge¬
mäß ß 204 Ztff . 1 K O . eingestellt .

Kehl , den 9 . März 1900.
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Kopf .

> Z .325 . Nr . 2208. Mannheim .
Das Konkursverfahren über das Ver¬
mögen des Gastwirths Emil Bös in
Ladenburg wurde nach Abhaltung des
Schlußtermins und vollzogener Schluß -
verthetlung durch Beschluß Gr . Amts¬
gerichts Hierselbst vom 9 . d . Mts . auf¬
gehoben .

Mannheim, den 18 . März 1900
Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :

Mohr .
Z .320 . Nr . 5250. Mosbach . Gr .

Amtsgericht hier hat in dem Konkurs
über das Vermögen der offenen Handels¬
gesellschaft Georg und Johann
Kraus von Hochhausen zur Prüfung
der nachträglich angemeldeten Forde¬
rung Termin auf Dienstag den
27 . März 1900, Vorm . 9 Uhr ,
bestimmt . Mosbach, den 6 . März 1900.
Der Gerichtsschreiber Gr Amlegerichts :
Heber .

Z .236 .1 . Nr . 9435 . Mannheim .
Auf Antrag des Karl Friedrich Zim -
mer mann in Basel, welcher das
Eigeuthum und den Verlust des Pfand¬
briefs der Rheinischen Hypothekenbank
in Mannheim Inter » L Serie 76
Nr . 12314 über 100 Mark glaubhaft
gemacht hat, wird der Rheinischen Hypo¬
thekenbank in Mannheim untersagt, an
den Inhaber des Papiers eine Leistung
zu bewirken , insbesondere neue Zins -
schetne auszugeben.

Mannheim , den 26 . Februar 1900.
Großh . Amtsgericht III :

gez. Grosselftnger .
Dies veröffentlicht :

Stalf ,
Gerichtsschreiber Großh . Amtsgerichts.

Freiwillige Gerichtsbarkeit.
Erbeivweisting .

Y .929 .3 . Nr . 2716 . A ch e r n.
Die Straßenwart Wilhelm Hund
Witwe Karoline geb Ebert Von Ober -
achern hat um Einweisung in Besitz
und Gewähr des Nachlasses ihres am
4 November 1899 daselbst verstorbenen
Ehemannes gebeten , und wird dem
Gesuche auch staltgegeben werden, wenn
nickt dis zum 1 . April d . Js . Ein¬
sprachen dagegen dahier einkommen .

Achcrn , de» 21 . Februar 1900 .
Der Gerichlssckrciber Gr . Amtsgerichts :

D i rr l er .
Bekanntmachung.

Z .237 .2. Nr . 3674. Sinsheim .
Die Anmeldeverzeichnisse der Stamm¬
erbberechtigten der Stammgüter der
Freiherrn von Venningen , ältere
Linie zu Eicktersheim, der Freiherrn
von Gemmingen —Hornberg zu
Michelfcld , Hoffenhcim , Treschklingen ,
Rappenau und Babstadt liegen zur
Einsicht der Stammerbberechtigten auf
die Dauer eines Monats bei uns
offen .

Dies wird mit der Aufforderung an
die Stammerbberechtigten bekannt ge¬
geben, Anträge auf Berichtigung oder
Ergänzung derselben rechtzeitig inner¬
halb der Offenlcgungsfrist unter Vor¬
lage der erforderlichen Urkunden bei
uns geltend zu machen .

Sinsheim , den 5 . März 1900.
Großh . Amtsgericht.

Erbrn -Aufruf
Z .301 . Nr . 560. Waldkirch .

Friedrich Weber , Zimmermann , am
14 . August 1850 als natürlicher Sohn
der Barbara Weber in Kollnau ge¬
boren, ist am 1 . Januar 1900 zu
Emmendtngcn ledigen Standes ver¬
storben. Dessen erbberechtigten Ver¬
wandten werden aufgefordert, inner¬
halb einer Frist von 2 Monaten vom
Tag der Einrückung ab ihr Erbrecht
beim Unterzeichneten Nachlaßgerichtean¬
zumelden.

Waldkirch , den 8 . März 1900.
Großh . Notariat :
Schirrmann .

Z 284 . Nr . 88 . Offenbnrg .
Bekanntmachung .

Zur Fortführung der BermessungS-
werke und der Lagerbücher nachfolgen¬
der Gemarkungen ist im Einverstänonitz
mit den Gemeinderäthen der betheiligten
Gemeinden Tagfahrt jeweils auf de»
Rathhause der betreffenden Gemeinde
anberaumt , für die Gemarkung:

1 . Bermersbach , Dienstag den 20.
März , Vormittags 9 Uhr.

2 . Zell a . H ., Mittwoch den 21 .
März , Vormittags 9 Uhr.

3 Nordrach u . Nordrach -Fabrik»
Donnerstag den 22 . März , Vor¬
mittags 10 Uhr.

4 . Biberach , Freitag den 23 . März ,
Vormittags 9 Uhr.

5 . Ebersweier , Montag den 26.
März Vormittags 9 Uhr.

6 . Zell -Weierbach , Dienstag den
27. März , Vormittags 9 Uhr

Die Grundetgenthümer werden hievon
mildem Anfügen in Kenntniß gesetzt ^
daß das Berzeichnitz der seit der
letzten Fortführung eingetretenen, dem
Gemeinderath bekannt gewordenen
Veränderungen im Grundeigenthum
während acht Tagen vor dem Fort¬
führungstermin zur Einficht der Be¬
theiligten auf dem Rathhause aufliegt ;
etwaige Einwendungen gegen die
in dem Verzeichnis vorgemerkte»
Aenderungen in dem Grundeigenthum
und deren Beurkundung im Lagerbuch
sind dem Fortführungsbcamten in der
Tagfahrt vorzutragen .

Die Grundeigenthümer werden gleich¬
zeitig aufgeforkert , die seit der letzten
Fortführung in ihrem Grundeigenthum
eingetretenen, aus dem Grundbuch nicht
ersichtlichen Veränderungen dem Fort -
führungsbeamten in der bezeichne« «
Tagfahrt anzumelden. Ueber die in der
Form der Grundstücke eingetrelenen Ver¬
änderungen find die vorgeschriebenen
Handrisse und Meßurkunden vor der
Tagfahrt bei dem Gemeinderath oder
in der Tagfahrt bei dem Fortführungs¬
beamten abzugeben, w' drigenfalls die¬
selben auf Koste- ' der Betbetltgten von
Ainlswegen beschafft werden müßten.

Auch werden in der Tagfahrt An¬
träge der Grundeigenthümer wegen
Wiederbestimmung verloren gegangener
Grenzmarken an ihren Grundstücken
entgegen genommen.

Offenburg, den 9 . März 1900.
Der Großh . Bezirksgeometer:

Heckes _ _
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